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1. vereinfachte Änderung BP „AN DER HAUPTSTRASSE" 2 

Festsetzungen; Hinweise; Erläuterungen 

Dieser Bebauungsplan ersetzt innerhalb seines Geltungsbereichs einen Teil des 
Bebauungsplans „AN DER HAUPTSTRASSE“ 
Alle weiteren Festsetzungen, Hinweise und Erläuterungen ändern sich gegenüber dem 
ursprünglichen Bebauungsplan „AN DER HAUPTSTRASSE“ nicht und sind auch bei dieser 
Änderung bindender Bestandteil der Bebauungsplanänderung. 
Die 1. vereinfachte Änderung besteht aus Planteil, Festsetzungen und Begründung. 

A. Festsetzungen durch Planzeichen 
Der Geltungsbereich der Änderung ist im Planteil der 1. vereinfachten Änderung des 
Bebauungsplans „An der Hauptstraße“ gezeigt. Er betrifft den bisherigen und auch 
zukünftigen Baubereich A mit den Flurnummern 3, 4, 5, 6, 7 der Gemarkung Mößling zur 
Gänze und Fl.Nr. 283 zum Teil 

B. Festsetzungen durch Text 

Es sind folgende Änderungen gegenüber dem BP „AN DER HAUPTSTRASSE“ vorgesehen 

1.3 Bauweise 
Es wird die offene Bauweise festgesetzt 
Zulässig sind Einzelhäuser, Doppelhäuser und auf dem Grundstück „Kalleder 
Bestand“ ein Mehrfamilienhaus innerhalb der im Planteil durch Baugrenzen 
ausgewiesenen überbaubaren Grundstücksfläche. 

1.5 Mindest- und Höchstmaße der Baugrundstücke 
Als zulässige Größe der Baugrundstücke wird festgesetzt: 
bei Einzelhäusern mindestens 500 m2 
je Doppelhaushälfte 300m2 

1.7 Zulässige Anzahl der Wohnungen In Wohngebäuden 
In Einzel- und Doppelhaushälften sind maximal 2 Wohneinheiten zulässig; 
Ausgenommen davon ist das Mehrfamilienwohnhaus auf dem Grundstück "Kalleder 
Bestand" 

1. Baulicher Schallschutz 
Zusätzliche Maßnahmen sind nicht erforderlich. 

2. Grünordnung 

Die grünordnerischen Festsetzungen zum Bebauungsplan "An der Hauptstraße" vom 
14.04.2015 behalten weiterhin ihre Gültigkeit und werden nachfolgend nicht mehr wiederholt, 
jedoch aufgrund der 1. Änderung des Plangebietes sinngemäß wie folgt ergänzt: 

2.1 Festsetzung zum Bestand 

Die Baum-Strauchhecke an der Südgrenze der Fl.Nr. 7 Gmk Mößling, sind als 
Ortsrandeingrünung, welche zugleich als Sichtschutz und Übergang in die Landschaft 
fungieren, dauerhaft zu erhalten und zu pflegen. Bei Ausfall oder Entfernung ist die 
Eingrünung durch Pflanzung von heimischen Baum-Straucharten gern. Pflanzliste Pkt. 
2.4 spätestens in der darauffolgenden Vegetationsperiode fachgerecht zu ersetzen. 
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Bei den zu entfernenden Gehölzen ist darauf zu achten, dass diese nur im Zeitraum 
Anfang Oktober bis Ende Februar (=außerhalb der Vogelbrutzeit) entfernt werden 
dürfen. 

2.2 Nicht überbaubare Grundstücksflächen 

Die nicht überbaubare private Grundstücksfläche außerhalb der Baugrenze im 
Baubereich A behält weiterhin seine Zweckbestimmung Hausgarten. Der südliche 
Teilbereich der Fl.Nr. 7 Gmk Mößling wird zudem in seinem Bestand erhalten - die 
Errichtung von Nebengebäuden ist unzulässig. 

2.3 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden. Natur 
und Landschaft 

Der zusätzliche Ausgleichsflächenbedarf für die 1. Änderung beträgt 429 m2. 
Somit werden für das ursprüngliche Bauleitverfahren sowie für die 1. 
Änderung nun insgesamt 1.993 m2 extern auf der Ausgleichsfläche AE 01, 
Fl.Nr. 29, 31, 35 Gmk Oberneukirchen, die sich im Ökokonto der Kreisstadt 
Mühldorf a. Inn befindet, nachgewiesen. 

Darauf sind folgende Entwicklungsziele festgelegt: 
Extensive Feuchtwiese, Anlage von Baumgruppen, „Abgrenzung“ zur 
intensiv genutzten Fläche, Grabenaufweitung, Verbesserung des 
Waldsaums/Waldmantel, Streuobstwiese, Entwicklung von Magerstandorten, 
Aufwertung Laubwald Bestand und Umstrukturierung Nadelwald in Laub- 
Mischwald 

Planungsgebiet 
(schematisch 
dargestellt) 

Fl.Nr. 29,31,35 
Gmk Oberneukirchen 

Qfoemeiikipdien 

Lage und Übersicht Ausgleichsfläche Oberneukirchen Fl.Nr. 29, 31, 35 

Spezielle artenschutzrechtliche Prüfung: 

Die Durchführung einer speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung ist für die 1. 
Änderung in Absprache mit der Unteren Naturschutzbehörde ebenfalls nicht 
erforderlich. 
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2.4 Artenlisten für zu pflanzende Gehölze mit Angabe der Mindestgrößen 

Nicht überbaubare Grundstücksflächen 

Mittel- bis Kleinbäume 
Qualität: H, 3xv, STU 12-14, m.B 

Acer campestre 
Carpinus betulus 
Corylus colurna 
Crataegus in Arten 
Juglans regia 
Sorbus aucuparia 
Sorbus aria 
Prunus avium 

Sträucher 
Cornus mas 
Cornus sanguinea 
Corylus avellana 
Crataegus i.Arten 
Euonymus europaeus 
Ligustrum vulgare 
Lonicera xylosteum 
Prunus spinosa 
Ribes alpinum 
Rosa in Arten 
Viburnum opulus 

Feldahorn 
Hainbuche 
Baumhasel 
Weißdorn 
Walnuß 
Eberesche 
Mehlbeere 
Vogelkirsche 

Kornelkirsche 
roter Hartriegel 
Haselstrauch 
Weißdorn 
Pfaffenhütchen 
Liguster 
Heckenkirsche 
Schlehe 
Alpen-Johannisbeere 
heim. Wildrosen 
Wasser-Schneeball 

In den privaten Grünflächen sind bei der Gehölzpflanzung bis zu max. 20% an Gast- und 
Ziergehölzen zulässig. 
Thuje als Eingrünung ist unzulässig. 

Negativpflanzliste zur Fläche zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstiger 
Bepflanzung 

Folgende Gehölze dürfen nicht verwendet werden: 

Thuja occidentalis Thuje, Lebensbaum 
alle Zwerg- und Krüppelformen von Koniferen 
alle buntlaubigen und panaschierten Formen von Gehölzen 

C. Hinweise 

Im Geltungsbereich befinden sich hochwertige Telekommunikationslinien der Telekom, die 
mittels Gestattungsvertrag gesichert wurden und wegen der geplanten Baumaßnahme 
verlegt werden müssen. Die erforderlichen Maßnahmen sind rechtzeitig (ca. 6 Monate) vor 
Baubeginn mit der Deutschen Telekom Technik GmbH abzustimmen. 

Versorgungsleitungen sind unterirdisch zu verlegen. 

Das Baugebiet befindet sich im Überschwemmungsgebiet (HQ extrem) der Isen. 
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Auf die Hochwasserfiebel (http://www.fib-bund.de/lnhalt/Themen/Hochwasser/2015-03 
Hochwasserfibel final bf CPS red Onlinefassung.pdf wird verwiesen. 
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B. GRÖSSE, LAGE. BESCHAFFENHEIT DES GRUNDSTÜCKES 
HIER HABEN SICH DIE GRÖSSEN DURCH ÄNDERUNG DER STRASSENQUERSCHITTE UND 
DURCH ZUSÄTZLICHES BAULAND GEÄNDERT 

1. Grundstücksgrößen u. Eigentümer des Geltungsbereiches: 
(die Grundstücksgrößen wurden per CAD aus DFX - Grundlagen ermittelt und können geringfügig 
von den Größen des Vermessungsamtes abweichen.) Größenangaben soweit im Geltungsbereich des 
Bebauungsplanes 

Messungen 
CAD 

Flur Nummern 
3, 4, 5, 6, 7, 8, 8/1, 8/2, 8/3 und 8/4 Gemarkung Mößling 17.106 m2 

283 Teil Straßenflächen bestehend 210 m2 

Fläche des Geltungsbereiches gesamt: 17.316 m2 
davon Straßenflächen und Gehwegflächen nach Umbau 721 m2 
davon privates Grün 1.263 m2 
davon verbleibendes Nettobauland 15.332 m2 

Fläche Baubereich A = GELTUNGSBEREICH DER ÄNDERUNG 6.909 m2 Nettobauland 5.686m2 
Fläche Baubereich B 10.407m2 unverändert 

C. GEPLANTE BAULICHE NUTZUNG 

1. Art der baulichen Nutzung UNVERÄNDERT: 

MD -Dorfgebiet (§ 5 BauNVO) GRZ 0,40 GFZ 0,8 

2. Flächenzusammenstellung in m2 

wie bereits unter B 1 dargestellt 

3. Wohnformen, Belegungsziffern, Stellplätze BAUBEREICH A 

Nr. Wohnform 

WF 

Zahl 
VG 

Zahl 
Geb. 

Zahl 
WE 

Beleg. 
Ziffer 

(P/WE) 

Pers. 

(P/WF) 

Stell¬ 
platz 

Garage 

01.1 Einfamilien- od. Zweifamilienhäuser 
01.2 Doppelhäuser 
01.3 Mehrfamilienhaus 

II 
II 
II 

5 
2 
1 

8 
4 
6 

4 
4 
4 

32 
16 
24 

10Ga 
6Ga 
6Ga 

18 72 22 

Pers./ ha Netto-Wohnbauland 
Netto-Wohndichte 72/0,5686 NW =131,57 

Brutto-Wohndichte_72/0,6909 BW= 99,34 

Netto-Wohnungsdichte 18/0,5686 WE = 38,70 je ha Netto-Wohnbauland 

2 
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D. WEITERE ERLÄUTERUNG 

Der Baubereich B wird nur durch § 34 geregelt und ist kein Zugewinn von Bauland. Der Baubereich B ist nicht 
Bestandteil der 1.vereinfachten Änderung des BP „AN DER HAUPTSTRASSE“ 

GRÜNORDNUNG 

Die Begründung zum Bebauungsplan "An der Hauptstraße" vom 14.04.2015 behält weiterhin ihre Gültigkeit und 
wird nachfolgend nicht mehr wiederholt, jedoch aufgrund der Erweiterung des Plangebietes sinngemäß wie folgt 
ergänzt: 

2.1.1 Bestand 

Im Westen wird das Plangebiet A als Dorfgebiet (MD) um Flächen erweitert, auf denen bereits Wohnbebauung 
mit Grünflächen im Sinne von Hausgärten bestehen sowie private Grünflächen ausgewiesen sind. 
Auf dem Mittelteil der Erweiterungsfläche befinden sich private Grünflächen in Form von Wiesenflächen mit 
Obstgehölzen (Apfel- und Kirschbäume in Sorten). Für die Plangebietserweiterung wird die private Grünfläche 
ca. um die Hälfte reduziert sowie die bestehende Obstbäume entfernt. 
Im Südteil der Plangebietserweiterung ist ebenfalls bereits private Grünfläche ausgewiesen, welche in ihrem 
jetzigen Zustand erhalten und unverändert bleibt. Darauf finden sich hauptsächlich Obst- und Laubbäume 
(überwiegend heimische Arten) sowie Ziersträucher (heimische und nicht heimische Arten), wie sie im 
Hausgartenbereich typisch sind. 
Die an der Ostgrenze des Erweiterungsbereiches existierende Thujenhecke weist z.T. starke Beschädigungen 
auf und wird ebenfalls entfernt. 
Die im Westen angrenzende private Grünfläche auf Fl.Nr. 8/3 Gmk Mößling bleibt weiterhin mit Nutzung als 
Auslauffläche zur Viehhaltung erhalten. 
Im Süden begrenzen weiterhin landwirtschaftlich genutzte Flächen in Form von Grünland die 
Plangebietserweiterung. 

3 



1. vereinfachte Änderung ,An der Hauptstraße1 

**»««»•*»•»« ******1 

Baubereich B 

4M»*»' 

Übersicht Bestandsflächen Nutzung und Bestandsvegetation ohne Wertung Eingriff-Ausgleich 

4 

Acer pseudoi 
H: 12-15m; B: 

Hauptstroß© 

Cornus Sanguinea 
H: 3m; ß: 1,5m 

Buxus semperviren* 

Baubereich A 

Juglans regia - Wall 

wilder Aufwuchs Ax Obstbäume (Apfel-t-Kirsch*): 

H: ca. 5-* m; B: ca-4*5 m V;; 

, .. 

Juglans regia - Walnuss 
ft; 15-20m; B: (8)-t0m 

Legende 

1 frvnusi.S. - EßWrsche 
H: ca. 4-8 m. 6: ca 3 m 

2 Ainu» tncana - Grauerle 

H; ca. 10*12 m; B: ca. 5-4 m 

3 Primus I.S. Eßtürsche 

H: ca. 8-10 m; 8: ca. 4-5 m 

■ 4 Prunus I.S. ■ Eßlärsche 

H: 4-8 m; 6: CO. 3 m 

5 Obstgt-hölz - Iwölschgc 

H: ca,5-4 m, B; ca. 4-5 m 

. twErauciief . 

räumt. Geltungsbereich B8P "An der 
Hauptstraße" 

räumlicher Geltungsbereich B8P 
1. Änderung "An der Hauptstraße" 

Abgrenzung verschiedener Nutzung 

Bestandsfläche unverändert 

versiegelte Fläche 

Verkehrs- und Legerfläche und slrukturarme 
Nulzgärten/Inlensiv becnspruchle Gärten 

Grünänd extensiv 

Intensivrasen/Spielwiese/struklurreicher 
Garten 

Bestandsgehölze zu entfernen 

Bestandsgehölze zu erhalten 

4 
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2.1.2 Bewertung des Bestandes 

Die Bewertung des Bestandes bleibt unverändert. 
Auch hinsichtlich des Landschaftsbildes ergeben sich keine Änderungen, da der südliche Teilbereich der 
Plangebietserweiterung bereits als private Grünfläche festgesetzt ist, die unverändert bleibt und Nebengebäude 
ausgeschlossen sind. Die Bestandsgehölze an der Südgrenze zur Landschaft werden erhalten. Diese fungieren 
zum einen als Sichtschutz für die neu geplante Bebauung und zugleich als Übergang zur freien Landschaft. 

Die Entfernung der Bestandsgehölze ist nur außerhalb der Vogelbrutzeit, also von Anfang Oktober bis Ende 
Februar, zulässig. 

2.1.4 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft 
(extern: AE 01) 

Für die Aufstellung des Bebauungsplanes "An der Hauptstraße" wurden bereits 1.564 m2 externe 
Ausgleichsfläche auf den Fl.Nr. 29, 31, 35 Gmk Oberneukirchen nachgewiesen. 

Für den Eingriff durch die geplante Erweiterung sind zusätzlich Ausgleichsflächen in einer Größenordnung von 
429 m2 erforderlich. Diese werden ebenfalls extern auf o.g. Flurnummern erbracht. Somit ist insgesamt ein 
Ausgleich von 1.993 m2zu erbringen. 

Die v.g. Ausgleichsflächen befinden sich im Ökokonto der Kreisstadt Mühldorf a. Inn und sind somit bereits 
rechtlich gesichert. Diese sind bereits angelegt und werden entsprechend deren Entwicklungsziele 
gepflegt.(siehe Pkt 2.1.6 Schritt 4). 

2.1.5 Spezielle artenschutzrechtliche Prüfung (saP) 

Die Durchführung einer speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung für die zusätzliche Erweiterung ist in 
Absprache mit der Unteren Naturschutzbehörde ebenfalls nicht erforderlich. 
Zur Gewährleistung des Artenschutzes ist jedoch die Entfernung der Bestandsgehölze nur außerhalb der 
Vogelbrutzeit, also von Anfang Oktober bis Ende Februar, zulässig. 

2.1.6 Auswirkungen der Planung (Eingriffsregelung) 

Rechtliche Grundlagen und Methodik der naturschutzrechtlichen 
Eingriffsregelung 

Mit der Neufassung des Baugesetzbuches (BauGB) vom 01.01.1998 wurde die 
naturschutzrechtliche Eingriffsregelung in der Bauleitplanung in das Bauplanungsrecht 
aufgenommen. 

In der gemeindlichen Bauleitplanung ist demnach auf der Grundlage von 

- § 15 Abs. 2 des Bundesnaturschutzgesetzes und 

- Art. 8 des Bayerischen Naturschutzgesetzes als länderbezogene Regelung 

- in Verbindung mit § 1a des Baugesetzbuches 

für notwendige Eingriffe in Natur und Landschaft die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung 
anzuwenden. 

Nach § 1a Abs. 2 BauGB ist die naturschutzfachliche Eingriffsregelung mit Ermittlung der 
möglichen Vermeidung und Minimierung von Eingriffen und Ableitung der notwendigen 
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen durch die Gemeinde in der Abwägung nach § 1 Abs. 7 
BauGB zu berücksichtigen. 

Für den Baubereich B sind momentan keine baulichen Veränderungen vorgesehen, d.h. es werden 
keine weiteren Versiegelungen vorgenommen. Somit besteht für Baubereich B keine Ausgleichspflicht 
laut Leitfaden "Bauen im Einklang..." Seite 4 und wird in der nachfolgenden Ermittlung auch nicht 
berücksichtigt 

5 
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2.1.7 Ermittlung des Ausgleichsbedarfs (Baubereich A) 

Zur Abarbeitung der Eingriffsregelung wird der vom Bayerischen Staatsministerium für 
Landesentwicklung und Umweltfragen zur Eingriffsregelung in der Bauleitplanung 
herausgegebene Leitfaden 'Bauen im Einklang mit Natur und Landschaft' in der vom Januar 2003 
ergänzten Fassung angewandt. 
Entsprechend dieses Leitfadens wird die Behandlung der naturschutzfachlichen Eingriffsregelung 
in der Bauleitplanung in vier Arbeitsschritten durchgeführt (Leitfaden S. 8): 

Schritt 1 
Erfassen und Bewerten von Natur und Landschaft 

(Bestandsaufnahme) 

Schritt 2 
Erfassen der Auswirkungen des Eingriffs und Weiterentwicklung 
der Planung im Hinblick auf Verbesserungen für Naturhaushalt 

und Landschaftsbild 

Schritt 3 Ermitteln des Umfangs erforderlicher Ausgleichsflächen 

Schritt 4 
Auswählen geeigneter Flächen für den Ausgleich und 
naturschutzfachlich sinnvoller Ausgleichsmaßnahmen 

als Grundlage für die Abwägung 

Abwägen mit allen öffentlichen und privaten Belangen 
(§ 1 Abs. 6 BauGB) 

Schritt 1: Erfassen und Bewerten von Natur und Landschaft 
(Bestandsaufnahme) 

Nach den Bedeutungen der Schutzgüter ist der Zustand des Plangebietes entsprechend den 
Festlegungen im 'Leitfaden zur Eingriffsregelung in der Bauleitplanung' in 

- Gebiete geringer Bedeutung für Naturhaushalt und Landschaftsbild (Kategorie I) 

- Gebiete mittlerer Bedeutung für Naturhaushalt und Landschaftsbild (Kategorie II) 

- Gebiete hoher Bedeutung für Naturhaushalt und Landschaftsbild (Kategorie III) 

zuzuordnen, wobei in Kategorie I und II je nach Wertigkeit der einzelnen Faktoren ein unterer und 
oberer Beurteilungswert festgelegt werden kann (Leitfaden S. 28 - 30). 
Das Planqebiet wird in folgende Bereiche einqeteilt: 

1. Versiegelte Fläche durch bestehende Bebauung und Erhalt des Walnussbaumes (Juglans 
regia) im Süd-Osten 
-> keine Einbeziehung in die schutzgutbezogene Bewertung, da bereits komplett versiegelt bzw. 
Erhalt der Grünstruktur im B-Plan 

2. Fahr- und Lagerflächen unversiegelt, 

3. Grünland extensiv/Brachfläche (< 5 Jahre), strukturarme Nutzgärten/intensiv beanspruchte 
Gärten 

4. Intensivrasen/Spielwiese/strukturreicher Garten 
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Daraus ergibt sich aus der Bestandserhebung demnach folgende schutzgutbezogene Bewertung: 

1. Bestandserhebunq: Arten- und Lebensräume 

- Fahr- und Lagerflächen unversiegelt = wassergebundene Wege = Kategorie I, unterer Wert 

- Grünland extensiv/Brachfläche (< 5 Jahre), strukturarme Nutzgärten/intensiv beanspruchte Gärten = 
Kategorie I, oberer Wert 

- Intensivrasen/Spielwiese/strukturreicher Garten = Kategorie II, unterer Wert 

2. Bestandserhebunq: Boden 

- Fahr- und Lagerflächen unversiegelt = anthropogen überprägter Boden 
= Kategorie II, unterer Wert 

- Grünland extensiv/Brachfläche (< 5 Jahre), strukturarme Nutzgärten/intensiv beanspruchte Gärten = 
Böden mit sehr hoher Ertragsfunktion 
= Kategorie II, oberer Wert 

- Intensivrasen/Spielwiese/strukturreicher Garten = anthropogen überprägter Boden (Garten) - 
Kategorie II, unterer Wert 

3 Bestandserhebunq: Wasser 

- Fahr- und Lagerflächen unversiegelt = Gebiet mit rel. tiefen (ca. -10,40 m unter OK Gelände), intakten 
Grundwasserflurabstand 
= Kategorie I, oberer Wert 

- Grünland extensiv/Brachfläche (< 5 Jahre), strukturarme Nutzgärten/intensiv beanspruchte Gärten 
Gebiet mit rel. tiefen (ca. -10,40 m unter OK Gelände), intakten Grundwasserflurabstand 
= Kategorie I, oberer Wert 

- Intensivrasen/Spielwiese/strukturreicher Garten = Gebiet mit rel. tiefen (ca. - 10,40 m unter OK 
Gelände), intakten Grundwasserflurabstand 
= Kategorie I, oberer Wert 

4, Bestandserhebunq: Klima und Luft 

- Fahr- und Lagerflächen unversiegelt = Flächen ohne kleinklimatisch wirksame Luftaustauschbahnen 

= Kategorie I, oberer Wert 

- Grünland extensiv/Brachfläche (< 
Kaltluftproduzent, jedoch sehr 
Kaltluftentstehungsflächen 

5 Jahre), strukturarme Nutzgärten/intensiv beanspruchte Gärten = 
kleinflächig im Verhältnis zu bestehenden umliegenden 

= Kategorie II, unterer Wert 

- Intensivrasen/Spielwiese/strukturreicher Garten = Kaltluftproduzent, jedoch sehr kleinflächig im 
Verhältnis zu bestehenden umliegenden Kaltluftentstehungsflächen 

= Kategorie II, unterer Wert 

5. Bestandserhebunq: Landschaftsbild 

- Fahr- und Lagerflächen unversiegelt = Hofbereich = Kategorie I, unterer Wert 

- Grünland extensiv/Brachfläche (< 5 Jahre), strukturarme Nutzgärten/intensiv beanspruchte Gärten = 
Ortsrandabrundung 

= Kategorie I, unterer Wert 

- Intensivrasen/Spielwiese/strukturreicher Garten = Ortsrandabrundung 

= Kategorie I, unterer Wert (Hinweis: Sichtschutz im Süden bleibt erhalten!) 

1 
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Ergebnis der Bestandsaufnahme 

Die Summe der Bewertung nach den unterschiedlichen Bedeutungen der Schutzgüter bleibt 
UNVERÄNDERT und stellt sich flächenmäßig und für die Bedeutung für Naturhaushalt und 

Fläche Größe 
in m2 

Größe in m2 
1. Änderung 

(inkl. Erweiterung 
Fl.Nr. 6+7) 

Prozent. 
Anteil von 
6.909 m2 

Gebiet mit 
unterschiedlicher 
Bedeutung 

Versiegelte Fläche der 
bestehenden Bebauung 

610 91 10,15 
Kein Ausgleich 
erforderlich, da Bestand 

Fahr- und Lagerflächen 
unversiegelt, strukturarme 
Nutzgärten/Intensiv 
beanspruchte Gärten 

978 - 14,16 
Kategorie I, mittlerer 
Wert 

Grünland extensiv/Brachfläche 2.931 - 42,42 Kategorie I, oberer Wert 

Intensivrasen/Spielwiese/ 
strukturreicher Garten 

613 8,87 
Kategorie II, unterer 
Wert 

Intensivrasen/Spielwiese/ 
strukturreicher Garten 
UNVERÄNDERT 

- 473 6,85 
Kein Ausgleich 
erforderlich, da Erhalt 
Bestand 

Bestandsfläche Ortsabrundung 
bestehend aus: 
- Versiegelte Fläche der 

bestehenden Bebauung 
- Fahr- und Lagerfläche 
- strukturarmte Nutzgärten/ 

Intensiv beanspruchte Gärten 

1.213 17,65 
Kein Ausgleich 
erforderlich, da 
Ortsabrundung 

Gesamtsummen 4.519 2.390 100% 

Landschaftsbild aufgrund der Erweiterung wie folgt dar: 

Schritt 2: Erfassen der Auswirkungen des Eingriffs und Weiterentwicklung der Planung (Ermittlung der 
Eingriffsschwere) 

Als wesentlicher Bearbeitungsfaktor für die Ermittlung des Ausgleichsumfanges sind Art und Maß 
der geplanten baulichen Nutzung festzulegen. Entsprechend dem 'Leitfaden zur naturschutz¬ 
rechtlichen Eingriffsregelung in der Bauleitplanung' sind dabei 'Flächen mit hohem 
Versiegelungs- und Nutzungsgrad (Grundflächenzahl GRZ > 0,35) und Flächen mit niedrigem bis 
mittlerem Versiegelungs- und Nutzungsgrad (GRZ < 0,35)' zu unterscheiden und voneinander 
abzugrenzen. Flächen die keiner Beeinträchtigung im Sinne der Eingriffsregelung unterliegen, 
werden in die Betrachtung grundsätzlich nicht mit einbezogen. 

Für den vorliegenden Bebauungs- und Grünordnungsplan ergibt sich daraus folgende 
Zuordnung: 

- Flächen innerhalb der Baugrenzen und für Erschließungsstraßen = 
Flächen mit hohem Versiegelungs- und Nutzungsgrad (GRZ > 0,35) = Typ A 

Schritt 3: 
Ermitteln des Umfangs erforderlicher Ausgleichsflächen (Bilanzierung) 

Im 'Leitfaden zur naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung in der Bauleitplanung' ist zu dieser 
Überlagerung eine 'Matrix zur Festlegung der Kompensationsfaktoren' dargestellt (Leitfaden S. 13 
verkürzt dargestellt). 
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Matrix zur Festlegung der Kompensationsfaktoren 

Gebiete unterschiedlicher Eingriffsschwere 

Gebiete unterschiedlicher 
Bedeutung für Naturhaushalt und 
Landschaftsbild 

TypA 
hoher 
Versiegelungs- bzw. 
Nutzungsgrad 

Festgesetzte GRZ > 0,35 
od. entspr. Eingriffsschwere 

Typ B 
niedriger bis mittlerer 
Versiegelungs- bzw. 
Nutzungsgrad 

Festgesetzte GRZ < 0,35 
od. entspr. Eingriffsschwere 

Kategorie I 
Gebiete geringer Bedeutung 

Feld A I 
0,3-0,6 

Feld B I 
0,2-0,5 

Kategorie II 
Gebiete mittlerer Bedeutung 

Feld A II 
0,8-1,0 

Feld B II 
0,5-0,8 

Kategorie III 
Gebiete hoher Bedeutung 

Feld A III 
(1,0)-3,0 

Feld B III 
1,0-(3,0) 

Zur Festlegung des anzusetzenden Kompensationsfaktors innerhalb der vorgegebenen Spannen sind 
die im jeweiligen Planungsfall möglichen Vermeidungsmaßnahmen aufzuzeigen. 

Für das geplante Gewerbegebiet sind als Grundlage des Bebauungs- und Grünordnungsplanes 
folgende anrechenbare Vermeidungsmaßnahmen geplant, die teilweise zur Verwendung eines 
niedrigeren Kompensationsfaktors aus dem zutreffenden Matrixfeld führen (angelehnt an 
Leitfaden S. 31/32): 

Vermeidunqsmaßnahmen: Arten und Lebensräume: 

- Vermeidung mittelbarer Beeinträchtigungen von Lebensräumen und Arten durch Isolation, 
Zerschneidung oder Stoffeinträge durch vernetzende Grünflächen 

- Erhalt des Einzelgehölzes (Juglans regia) im Süd-Osten 

- Erhalt der Eingrünung im Süden bei Erweiterungsfläche 

- Verbot tiergruppenschädlicher Bauteile, wie z.B. Zaunsockel 

Vermeidunqsmaßnahmen: Boden 

- Reduzierung des Versiegelungsgrades durch Verwendung versickerungsfähiger Beläge auf PKW- 
Stellplätzen 

Vermeidunqsmaßnahmen: Wasser 

- Rückhaltung des Niederschlagswassers durch Versickerung auf den Grundstücken 

- Erhalt der Wasseraufnahmefähigkeit des Bodens durch Verwendung versickerungsfähiger Beläge 

auf PKW-Stellplätzen 

- Vermeidung der Einleitung von belastetem Wasser in Oberflächengewässer 

Vermeidunqsmaßnahmen: Landschaftsbild 

- Erhaltung und Einbindung des Einzelgehölzes (Juglans regia) im Süd-Osten 

- Erhaltung und Einbindung des Bestandseingrünung im Süden der Erweiterungsfläche 

- Festsetzung Neupflanzungen v.a. am Ortsrand im Süden als Eingrünung 

9 
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Grünordnerische Maßnahmen zur Wohnumfeldqestaltunq 

- Festsetzung von Bepflanzung in nicht überbaubare Grundstücksflachen 

Ergebnis: Festlegung des Kompensationsbedarfs 

Der Kompensationsbedarf ergibt sich aus der Verschneidung der Eingriffsschwere durch die geplanten 
Maßnahmen mit der Bedeutung der Fläche für Naturhaushalt und Landschaftsbild. Durch die 
festgesetzten Vermeidungs- und Grünordnungsmaßnahmen können die dabei entsprechend der oben 
dargestellten Matrix festgeschriebenen Kompensationsfaktoren reduziert werden. 

Somit ergibt sich aufgrund der Eingriffsschwere und den v.g. Vermeidungsmaßnahmen folgender 
Kompensationsbedarf: 

Typ Beschreibung des Standortes 
Fläche 
in m2 

Faktor 
Kompensations¬ 

bedarf in m2 

AI 

Bestand: Fahr- und Lagerflachen, 
Grünland extensiv 

Planung: Allgemeines Wohngebiet und 
Erschließungsstraßen mit GRZ 
> 0,35 innerhalb der 
Baugrenzen 

3.909 0,4 1.564 

All 

Bestand: Fahr- und Lagerflächen, 
Intensivrasen/Spielwiese/struk- 
turreicher Garten 

Planung: Allgemeines Wohngebiet und 
Erschließungsstraßen mit GRZ 
> 0,35 innerhalb der 
Baugrenzen 

613 0,7 429 

Summe 1.993 

Übersicht Eingriffsflächen und Bestandsflächen unverändert 
siehe nächste Seite 

Legende 

räuml. Geltungsbereich BBP "An der Hauptstraße" 

räumlicher Geltungsbereich BBP 1. Änderung "An der Hauptstraße" 
Gesamtfläche: 6.90? m2 

Abgrenzung verschiedener Nutzung 

V V* V' V* s 
«■v* V V V 

s? 
f V VW 

Bestandsfläche UNVERÄNDERT: 
IntensivraserVSpielwiese/stiukturreicher Gerten (priv. Grünfläche):473 m2 

Bestandsfläche Ortsabrundung - Kein Ausgleich erforderlich: 
Fläche 'versiegelt, Fahr- und Lagerfläche unversigelt & intensivbeanspruchte Gärten: 1.213 m2 

Bestandsfläche vesiegelt - Kein Ausgleich erforderlich: 
Fläche versiegelt: 610 m2 + 91 m2 = 701 m2 

Eingriffsfläche - Notwendiger Ausgleichsfaktor 0,4: 
Fahr- und Lagerflächen unversiegelt & strukturarme Nutzgärten/intensivbearspruchte Gärten: 97Ö m2 

Eingriflsfläche - Notwendiger Ausgleichsfaktor 0,4: 
Grünland extensiv: 2.931 m2 

Eingriflsfläche - Notwendiger Ausgleichsfaktor 0,7: 
Interßivrasen/Spielwiese/strukturreicher Garten (priv. Grünfläche): 613 m2 

10 
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00A 
W 

Übersicht Bestandsflächen unverändert und Bestandsflächen mit Eingriffs- Ausgleichsbewertung ohne Maßstab 
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Schritt 4: Auswahl geeigneter Flächen und naturschutzfachlich sinnvoller Ausgleichsmaßnahmen 

Der Ausgleichsbedarf von insgesamt 1.993 m2 (1.564 m2 + 429 m2) wird außerhalb des 
Bebauungsplanumgriffes auf folgenden Flächen erbracht: 

AE 01: 
Fl.Nr. 29, 31, 35 Gmk Oberneukirchen mit einer nutzbaren Ausgleichsfläche von insgesamt 
38.953 m2 (Ökokonto Stadt Mühldorf), wovon bereits 17.922 m2 für anderweitige Eingriffe aus 
Bauleitplanung verwendet wurden und somit noch 21.031 m2 zur Verfügung stehen. 
Davon werden nun weitere 429 m2, die für die 1. Änderung des Bebauungsplan "An der Hauptstraße" 
erforderlich sind, nachgewiesen. 

Diese Flächen werden entsprechend dem Maßnahmen und Pflegekonzept (November 2010) in 
2015/2016 angelegt. 

Planungsgebiet 
(schematisch 
dargestellt) 

Entwicklungsziele sind: 

1. Schaffung einer extensiven Feuchtwiese 

2. Anlage von Baumgruppen 

3. Schaffung einer „Abgrenzung“ zur intensiv genutzten Fläche 

4. Aufweitung des Grabens 

5. Verbesserung des Waldsaums und Waldmantel 

6. Schaffung einer Streuobstwiese 

7. Schaffung eines Magerstandortes 

8. Aufwertung Laubwald Bestand und Umstrukturierung Nadelwald in Laub-Mischwald 

Folgende Maßnahmen zur Anlage und Pflege, die in 2015/2016 durchgeführt werden, werden 
nachfolgend zusammengefasst dargestellt, um die Entwicklungsziele zu erreichen: 

• Pflanzung von feuchtigkeitsverträglichen, autochthonen Laubgehölzen in Gruppen 

• Punktuelle Pflanzung von Sträuchern 

• Einbringen punktuell von Steinhaufen mit Wurzelstöcken 

12 
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• Oberbodenabtrag von ca. 15 - 20 m Breite (mind. in 30 cm Stärke) 

• flache Böschungsmodellierung 

• Initialpflanzung von Binsen, Seggen und Röhricht 

• Schaffung von wechselfeuchten Mulden durch punktuellen Lehmlinseneinbau und 

Bodenverdichtung 

• Schaffung von zwei Naturteichen durch Lehmlinsen und Bodenverdichtung. 

• Pflanzung von feuchtigkeitsverträglichen Einzellaubgehölzen der pot. natürlichen Vegetation 

• Entfernung des Fichtenbestandes und Jungwuchs sowie Durchforstung 

• Aufforstung Laub-Mischwald 

• Pflanzung eines gestuften Waldrandes mit einer Breite von ca. 8-10 m 

• Pflanzung von heimischen Obstgehölzen 

• Ansaat Magerwiese 

• Extensivierung durch max. 2-malige Mahd pro Jahr und Entfernen des Mahdguts 

• Sträucher in regelmäßigen Abständen auf Stock setzen 

SCHALLSCHUTZ 

Zusätzliche Maßnahmen sind nicht erforderlich. 

13 



Amt für Planen und Bauen 
Az. 6102.2329.1 Sb 

Mühldorf a. Inn, 3. Februar 2017 

Bekanntmachung 
der Kreisstadt Mühldorf a. Inn 

über den Beschluss der 
1. vereinfachten Änderung des Bebauungsplanes 

„An der Hauptstraße“ 
als Satzung 

Der Stadtrat der Kreisstadt Mühldorf a. Inn hat in seinerSitzung am 24.11.2016 Beschluss Nr. 165 die 1. verein¬ 
fachte Änderung des Bebauungsplanes „An der Hauptstraße“ i.d.F.v. 08.11.2016 als Satzung beschlossen. Der 
Bebauungsplan wurde gemäß § 8 Abs. 2 Satz 1 des Baugesetzbuches (BauGB) aus dem Flächennutzungsplan 
entwickelt. 

Mit dieser Bekanntmachung tritt die 1. vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes „An der Hauptstraße" 
i.d.F.v. 08.11.2016 in Kraft. 

Der genaue Umgriff ist im beiliegenden Lageplan dargestellt. 

Jedermann kann die 1. vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes „An der Hauptstraße" i.d.F.v. 08.11.2016 
und seine Begründung während der Servicezeiten im Amt für Planen und Bauen der Kreisstadt Mühldorf a. Inn, 
Gebäude B, Eingang Huterergasse 2, 1. Stock, Zimmer B 103, einsehen und überden Inhalt Auskunft verlangen. 

Auf die Vorschriften für die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften und von Män¬ 
geln der Abwägung sowie die Rechtsfolgen des § 215 Abs. 1 BauGB wird hingewiesen. 

Unbeachtlich sind demnach: 

1. eine nach § 214 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und 
Formvorschriften, 

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften über das 
Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplanes und 

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorganges, 

wenn sie nicht innerhalb von einem Jahr seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Stadt Mühldorf a. 
Inn unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhaltes geltend gemacht worden sind. 

Außerdem wird auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2, sowie Abs. 4 BauGB hingewiesen. Danach 
erlöschen Entschädigungsansprüche für nach den §§ 39 bis 42 BauGB eingetretene Vermögensnachteile, wenn 
nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Vermögensnachteile eingetreten sind, 
die Fälligkeit des Anspruches herbeigeführt wird. 

Angeschlagen an den Amtstafeln am 08.02.2017 
abgenommen 10.03.2017 

Aushang / 
Rathaus f 
Mößling \ 
Altmühldorf 

OhOl 47 

i 



1. Art der baulichen Nutzung 

IM BAUBEREICH A 

MD 
0,4 

0 . 0 
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Sonstige Planzeichen 
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(emtwurf Ml 1/1QÖÖ) 

KREISSTADT MUHLDORF a. Inn LANDKREIS MUHLDORF a. Inn 

1. VEREINFACHTE ÄNDERUNG DES BEBAUUNGSPLANES 

" AN DER HAUPTSTRASSE'' 

DER BEBAUUNGSPLAN UMFASST DIE GRUNDSTÜCKE GEMARKUNG MÖSSLING 
FLN 283 IN TEILEN; 3, 4, 5, 6, 7, ZUR GÄNZE 

DIE KREISSTADT MUHLDORF A. INN ERLÄSST GEM. § 2 ABS. I, 
§§ 9,10, UND 13 DES BAUGESETZBUCHES (BauGBl i.d.F. DER 
BEKANNTMACHUNG VOM 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414), ZULETZT 
GEÄNDERT DURCH ARTIKEL 6 ASYLVERFAHRENSBESCHLEUNIGUNGS¬ 
GESETZ VOM 20.10.2015 BGBl. I, 1722), ART. 81 DER BAYERISCHEN 
BAUORDNUNG (BayBO) VOM 14.08.2007, ZULETZT GEÄNDERT DURCH 
§ 3 DES GESETZES VOM 24.07.2015, DER BAUNUTZUNGSVERORD¬ 
NUNG (BauNVO) VOM 23.01.1990 ZULETZT GEÄNDERT DURCH ART. 2 
DES GESETZES VOM 11.06.2013 UND ART. 23 DER GEMEINDE¬ 
ORDNUNG FÜR DEN FREISTAAT BAYERN (GO) VOM 22.08.1998, 
ZULETZT GEÄNDERT DURCH Art. 9a DES GESETZES VOM 22.12.2015 
DIESE VEREINFACHTE ÄNDERUNG DES BEBAUUNGSPLANES ALS 
SATZUNG 
DIE ÄNDERUNG BESTEHT AUS PLANTEIL, FESTSETZUNG UND BEGRÜNDUNG 

AUSGEFERTIGT AM 

PLANUNG: ARCHITEKT 
ERNST SCHMIDBAUER 
TALSTRASSE 33 
84453 Ml»UDORF 
orchileklgrschmidbouer@Lobelma.lde 

GRUNPLANUNG 
KOPPEL LANDSCHAFTSARCHITEKT 
KATHARINENPLATZ 7 
84453 MÜHLDORF o INN 
kj-koeppel@l-online.de 

MUHIDORF o. INN 

ENTWURF 08112016 

ERNST SCHMIDBAUER BARBARA GRUNDNER-KÖPPEl MARIANNE ZÖLLNER 
I BÜRGERMEISTERIN 



Amt für Planen und Bauen 
Az.: 6102.2329.1 Sb 

Verfahrensvermerke 
nach § 13 BauGB 

für die 1. vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes 

„An der Hauptstraße“ 

1. Änderungsbeschluss 

Der Stadtrat der Kreistadt Mühldorf a. Inn hat in der Sitzung vom 28.01.2016 Beschluss 
Nr. 003 die 1. vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes „An der Hauptstraße“ 
beschlossen. Der Änderungsbeschluss wurde am 19.02.2016 ortsüblich bekannt gemacht. 

2. Öffentliche Auslegung 

Der Entwurf der 1. vereinfachten Änderung des Bebauungsplanes „An der Hauptstraße“ 
wurde i.d.F.v. 05.07.2016 mit der Begründung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 
06.09.2016 bis einschließlich 07.10.2016 öffentlich ausgelegt. Dies wurde am 29.08.2016 
ortsüblich bekannt gemacht, mit dem Hinweis, dass von einer Umweltprüfung abgesehen 
wird. 
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3. Beteiligung der Behörden 

Den Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange wurde gemäß § 4 Abs. 2 BauGB 
in der Zeit vom 31.08.2016 bis einschließlich 07.10.2016 Gelegenheit zur Stellungnahme 
gegeben 
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4. Satzunqsbeschluss 

Die Kreisstadt Mühldorf a. Inn hat mit Beschluss des Stadtrates vom 24.11.2016 Nr. 165 die 
1. vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes „An der Hauptstraße “ i.d.F.v. 08.11.2016 
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5. Bekanntmachung 

Die Bekanntmachung nach § 10 Abs. 3 BauGB erfolgte ortsüblich durch Aushang am 
08.02.2017. Die 1. vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes „An der Hauptstraße“ 
i.d.F.v. 08.11.2016 mit Begründung wird seit diesem Tag zu den Servicezeiten im Amt für 
Planen und Bauen der Kreisstadt Mühldorf a. Inn, Gebäude B, Eingang Huterergasse 2, 
1. Stock, Zimmer B 103 zu jedermanns Einsicht bereitgehalten. Über den Inhalt wird auf 
Verlangen Auskunft gegeben. Auf die Rechtsfolgen des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 und Abs. 4, 
der §§ 214 und 215 BauGB ist hingewiesen worden (§ 215 Abs. 2 BauGB). 

Die 1. vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes „An der Hauptstraße“ i.d.F.v. 


